Rechtsanwalt

Dr. Friedrich Sampel

An das

Arbeits- und Sozialgericht Wien

Wickenburggasse 8

1080 W i e n
5 Cga 24/11i
Klagende Partei:

Mag. Herbert Karo, FH-Professor







Gösinggasse 24, 2620 Flatz
vertreten durch:

Dr. Hubert Lohinger, Rechtsanwalt,







Brünner Straße 223, 1210 Wien
Beklagte Partei:

WissenschaftsförderungsgmbH als Rechtsträger der








Fachhochschule „Facility and Real Estate 







Management”

vertreten durch: 
Dr. Friedrich Sampel, Rechtsanwalt,

Lerchenallee 12/4, 1010 Wien

wegen:



€ 8.231,40 sA
Kostenbestimmungsantrag

________________________________________________________________

Beschluss des Gerichts:

2-fach

1 Rubrik
Eine Gleichschrift wird dem Klagevertreter gemäß § 112 ZPO direkt zugestellt.

1. In der umseits näher bezeichneten Rechtssache wurde die gegenständliche (Mahn-)Klage zurückgenommen. Die Parteien wurden hiervon mit Beschluss des ASG Wien vom 5. 2. 2012, zugestellt am 8. 2. 2012, verständigt.

2. Die Kosten gliedern sich auf wie folgt:

17. 1. 2012 

Einspruch gegen den






Zahlungsbefehl TP 3A

257,80





+ 120% ES




309,36
Zwischensumme:








567,16
+ 20% Umsatzsteuer







113,43
+ Barauslagen für Aktkopien





  15,20

Gesamtsumme









695,79.

3. Von der klagenden Partei wurde bislang lediglich ein Teilbetrag von € 341,09 bezahlt. Hierbei handelt es sich um die tarifmäßigen Kosten für den Einspruch nach TP 2. Der Standpunkt der klagenden Partei, wonach bloß eine Honorierung nach TP 2 zustehen sollte, ist jedoch unrichtig. Ebenso wie hinsichtlich der Klagseinbringung – die Klage musste anschließend wieder zurückgenommen werden – ist der klagenden Partei auch hinsichtlich der Kostenrechnung der Gegenseite ein Irrtum unterlaufen.

Die Tarifierung nach TP 3A RATG ergibt sich aus dem Rechtsanwaltstarifgesetz. Die ZPO sieht vor, dass der Einspruch den Inhalt einer Klagebeantwortung hat. Im vorliegenden Fall ist der Einspruch ordnungsgemäß und umfangreich erstellt worden. Er hatte auch den von der ZPO geforderten Umfang einer Klagebeantwortung.

Im Hinblick auf Gesamtkosten in Höhe von € 695,79 und die geleistete Teilzahlung von € 341,09 haftet noch eine Kostensumme von € 354,70 unberichtigt aus.

4. In offener Frist stellte die beklagte Partei daher den

Antrag

die Kosten der beklagten Partei für den (erfolgreichen) Einspruch vom 17. 1. 2012 mit € 695,79 zu bestimmen und die klagende Partei zu verpflichten, den noch offenen Teil bzw Restbetrag von Euro 354,70 sowie die Kosten dieses Antrages binnen 14 Tagen bei sonstiger Exekution an die beklagte Partei zu Handen des Beklagtenvertreters zu ersetzen.

An Kosten werden verzeichnet:

Streitwert € 354,70

Kostenbestimmungs-

antrag TP 1


€
  6,70

+ 60% Einheitssatz
€
  4,02
Zwischensumme

€
10,72
+ 20% Umsatzsteuer
€
  2,14
gesamt sohin:


€
12,86.

Wien, am 10. 2. 2012
Gem der Zahlungsaufforderung vom … ist an Gebühren für Sachverständigen-Gutachten seitens der klagenden/beklagten Partei ein Betrag von Euro … überwiesen worden. Es wird daher beantragt, diese überwiesenen Kosten als weitere Verfahrenskosten (Barauslagen) zu bestimmen und die beklagte/klagende Partei dazu zu verpflichten, auch diese Kosten zusätzlich zu den urteilsmäßig zugesprochenen Beträge binnen 14 Tagen bei sonstiger Exekution zu leisten.

„… diese Kosten auch in die mit Urteil zuzusprechenden Verfahrenskosten mit einzubeziehen.“

1
Ziehensack
Schriftsätze, 7. Lieferung (Dezember 2011)

